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(Nr. 13937.) Erſte Verordnung zur Durchführung des Reichsgeſetzes zur Anderung von Vorſchriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und des Verſorgungsrechts. 
Vom 15. Juli 1933. 


Zur Durchführung des Kapitels IV des Reichsgeſetzes zur Anderung von Vorſchriften auf 
dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſoldungs- und des Verſorgungsrechts vom 30. Juni 
1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 433) wird auf Grund des § 20 Abſ. 1 dieſes Geſetzes folgendes beſtimmt: 

Zuſtändig ſind für die Entſcheidungen nach 

§ 13: der Fachminiſter oder die von ihm beauftragte Behörde, 
bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und ſonſtigen Körper⸗ 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes die 
Anſtellungsbehörde, die für die Erteilung der Genehmigung der 
Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde bedarf; 

§ 14: der Fachminiſter oder die von ihm beauftragte Behörde, 
bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und ſonſtigen Körper⸗ 
ſchaften uſw. des öffentlichen Rechtes die Anſtellungsbehörde; 

§ 15 Abſ. 2: der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter, 
bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und ſonſtigen Körper⸗ 
ſchaften uſw. des öffentlichen Rechtes die Anſtellungsbehörde 
mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde; 

Ss 16 Satz 2: der Finanzminiſter; 

Ss 21 Abſ. 3 Satz 2: der Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem Fachminiſter. 


Berlin, den 15. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


(Nr. 13938.) Zweite Verordnung zur Durchführung des Reichsgeſetzes zur Anderung von Vorſchriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und des Verſorgungsrechts. 
Vom 15. Juli 1939. 


Zur Durchführung der Kapitel I, II, III, V, VII und VIII des Reichsgeſetzes zur Anderung 
von Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Befoldungs- und des Verſorgungs⸗ 
rechts vom 30. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 433) wird auf Grund des § 80 Abſ. 2 dieſes Geſetzes 
folgendes beſtimmt: 
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8 1. 
Aber die Zuläſſigkeit von Ausnahmen nach § 1 Abſ. 2 Satz 1 entſcheidet 
bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechtes die Aufſichtsbehörde. 


8 2. 
In den Fällen des § 41 Abſ. 2 trifft der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſter Beſtimmung. 


8 3. 
Zuſtändig ſind für die Entſcheidungen nach 
Ss 6 Abſ. 1 Satz 2: das Staatsminiſterium; 


8 7 Nr. 3: der Fachminiſter; 
e der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminifter; 
§ 34: für unmittelbare Staatsbeamte der Fachminiſter im Ein⸗ 


vernehmen mit dem Finanzminiſter, 
im übrigen der Fachminiſter; 


8 35: der Miniſterpräſident; 

§ 40 Abf. 1 letzter Satz: der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter; 

8 44 Abſ. 1: der Fachminiſter; 

§ 46 Abi. 2: der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 
8 4. 


Soweit vorſtehend nichts anderes beſtimmt iſt, iſt oberſte Landesbehörde der Fachminiſter. 


Berlin, den 15. Juli 1933. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 


(Nr. 13939.) Dritte Verordnung zur Durchführung des Reichsgeſetzes zur Anderung von Vorſchriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und des Verſorgungsrechts. 
Vom 15. Juli 1933. 


Zur Durchführung des Kapitels VIII des Reichsgeſetzes zur Anderung von Vorſchriften auf 
dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, des Beſoldungs- und des Verſorgungsrechts vom 30. Juni 
1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 433) wird auf Grund des S 80 Abſ. 2 dieſes Geſetzes folgendes beſtimmt: 


8 1. 

() Das Reichsgeſetz zur Anderung von Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen 
Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und des Verſorgungsrechts vom 30. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 433) 
Kapitel VIII wird durchgeführt nach den Vorſchriften über die Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge im 
Erſten Teile, im Kapitel II des Zweiten Teiles und im Kapitel II des Vierten Teiles der Erſten 
Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179), in 88 30 und 31 des Zweiten 
Teiles der Zweiten Sparverordnung vom 23. Dezember 1931 (Geſetzſamml. S. 293) und in 
Kapitel I und II des Erſten Teiles der Verordnung zur Ergänzung der Erſten und Zweiten Spar⸗ 
verordnung vom 14. März 1932 (Geſetzſamml. S. 123). Zu den Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes im Sinne dieſer Vorſchriften gehören auch die Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechtes e die Verbände von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
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E) Die auf Grund der im Abſ. 1 genannten Vorſchriften bis zum Inkrafttreten des Reichs⸗ 
geſetzes bereits getroffenen Regelungen gelten als Maßnahmen zur Durchführung des Reichsgeſetzes. 
Soweit ſie den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht entſprechen, können ſie geändert werden. 


5 8 
Ausgleichszulagen gemäß § 1 des Dritten Teiles und Beſchränkungen von Kürzungen der 
Bezüge gemäß § 6 im Kapitel II des Vierten Teiles der Erſten Sparverordnung vom 12. Sep⸗ 
tember 1931 (Geſetzſamml. S. 179) fallen mit Wirkung vom 1. Auguſt 1933 fort. 


b 8 3. 

() Das Schiedsgericht für die Beſoldung der Kommunalbeamten wird aufgehoben; die Vor⸗ 
ſchriften im 8 3 Abſ. 2 bis 4 und im 8 5 Abſ. 3 im Kapitel II des Vierten Teiles der Erſten Spar⸗ 
verordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) und im § 5 im Kapitel I des Erſten 
Teiles ſowie im Kapitel XI des Zweiten Teiles der Verordnung zur Ergänzung der Erſten und 
Zweiten Sparverordnung vom 14. März 1932 (Geſetzſamml. S. 123), ferner das Geſetz über die 
Beſetzung des Schiedsgerichts für die Beſoldung der Kommunalbeamten vom 4. April 1932 
(Geſetzſamml. S. 159) und die Verordnung über die Einrichtung einer zweiten Kammer bei dem 
Schiedsgerichte für die Beſoldung der Kommunalbeamten vom 1. September 1932 (Geſetzſamml. 
S. 295) treten außer Kraft. Die vor dem Schiedsgerichte ſchwebenden Verfahren ſind erledigt. 

(2) Gegen die Anderung einer Beſoldungsregelung durch die Aufſichtsbehörde kann das zu⸗ 
ſtändige Organ der Gemeinde, des Gemeindeverbandes oder der ſonſtigen Körperſchaft uſw. des 
öffentlichen Rechtes binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen Beſchwerde erheben; für die nach 
Abſ. 1 erledigten Verfahren beginnt die Friſt mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung. Über 
die Beſchwerde entſcheidet der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Die Be⸗ 
ſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Soweit der Fachminiſter Aufſichtsbehörde iſt, entſcheidet 
er im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter endgültig. 


8 4. 

Im 8 1 Abſ. 1 des Kapitels I im Erſten Teile der Verordnung zur Ergänzung der Erſten 
und Zweiten Sparverordnung vom 14. März 1932 (Geſetzſamml. S. 123) erhält der erſte Satz 
folgende Faſſung: 

Die der Staatsaufſicht unterſtehenden Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſind 
verpflichtet, die Dienſtbezüge ihrer Beamten und derjenigen Angeſtellten, deren Bezüge 
nicht in einem Tarifvertrage geregelt ſind, ſo feſtzuſetzen, daß die Regelung den für die 
Staatsbeamten geltenden Grundſätzen entſpricht und die Bezüge in keinem Falle höher 
liegen als die Bezüge der gleichzubewertenden Staatsbeamten. 


Berlin, den 15. Juli 1933. 


Der Preußiſche Jinanzminiſter. 
Popitz. 


(Nr. 13940.) Beſchluß des Staatsminiſteriums über die Herabſetzung übermäßig hoher Dienſt⸗ oder 
Verſorgungsbezüge bei Vorſtandsmitgliedern und leitenden Angeſtellten ſubventionierter 
Unternehmungen. Vom 16. Juli 1933. 


Auf Grund des Kapitels V des Vierten Teiles der Verordnung des Reichspräſidenten zur 
Belebung der Wirtſchaft vom 4. September 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 425, 431) und des § 12 der 
Verordnung vom 27. Februar 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 89, 92) wird folgendes beſtimmt: 

Die Befugniſſe der Landesregierung gemäß SS 1 bis 4 des Kapitels V des Vierten Teiles 
der Verordnung des Reichspräſidenten zur Belebung der Wirtſchaft vom 4. September 1932 und 
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gemäß 88 1 bis 10 der Verordnung zur Ergänzung und Durchführung der vorgenannten Ver⸗ 
ordnung vom 27. Februar 1933 übt jeweils der hauptbeteiligte Fachminiſter im Einvernehmen 
mit dem Finanzminiſter aus. Als hauptbeteiligter Fachminiſter gilt der Miniſter, dem die Feder⸗ 
führung in den mit der Gewährung der finanziellen Beihilfe zuſammenhängenden Angelegen⸗ 
heiten zuſteht. 


Berlin, den 16. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Po pitz. 


— — — — — 
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